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deutlich zu machen: Wie viel CO2-Ausstoß entsteht 
auch bei der Erstellung eines Gebäudes? 

Deswegen ist es im Sinne einer Kreislaufwirtschaft 
nicht egal, dass wir lediglich die Frage betrachten: 
Wie können wir diese Gebäude als Materialbank ver-
wenden? Dazu gehört auch, zu schauen: Was ist von 
einem Gebäude wiederverwendbar? Was kann ich 
absetzen? 

Das macht es auch unter dem Gesichtspunkt der 
kommunalen Bilanzierung spannend, weil ein Ge-
bäude, das aus der Betrachtungsweise der Kreislauf-
wirtschaft – oder Cradle to Cradle, je nachdem, wie 
Sie das bezeichnen wollen – geplant, errichtet und 
betrieben wird, betriebswirtschaftlicher und auch im 
Sinne der Bilanzierung für Kommunen wesentlich in-
teressanter ist als die herkömmliche Bauweise. 

Das werden wir über einen Erlass aus der obersten 
Kommunalaufsicht an die Städte und Gemeinden 
herausgeben, weil wir im Besonderen noch mal die 
öffentliche Hand in ihrer Vorreiterrolle stärken wollen. 

Dazu gehört neben all den Maßnahmen eben auch 
der Bericht an Sie als Gesetzgeber, der dazu beitra-
gen soll, über die Frage aufzuklären: Woran liegt es 
denn, dass wir in der Bundesrepublik Deutschland so 
viel weniger Recycling im Hochbau einsetzen als in 
anderen EU-Mitgliedstaaten? 

Mit den Ergebnissen, Erkenntnissen und der Umset-
zung sind wir dann in Nordrhein-Westfalen auch wie-
der bundesweit Spitzenreiter, wenn es darum geht, 
über Innovationen im Bau nicht nur zu reden, sondern 
sie eben auch durchzusetzen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Herzlichen 
Dank, Frau Ministerin Scharrenbach. – Weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor. Somit sind wir am 
Ende der Aussprache angelangt. 

Die antragstellenden Fraktionen von CDU und Bünd-
nis 90/Die Grünen haben direkte Abstimmung bean-
tragt. Wir kommen somit zu dieser Abstimmung, und 
zwar über den Inhalt des Antrags Drucksache 
18/3672. Wer stimmt dem Antrag zu? – Das sind die 
Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen und CDU. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen von 
FDP und AfD. Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion 
der SPD. Damit ist der Antrag Drucksache 18/3672 
bei Nichtbeteiligung des fraktionslosen Abgeordne-
ten Dr. Blex angenommen. 

Wir kommen zu: 

15 Gesetz zur Zustimmung zum Staatsvertrag über 
die Vereinigung der LBS Westdeutsche Landes-
bausparkasse, Anstalt des öffentlichen Rechts, 
und der LBS Norddeutsche Landesbausparkasse 

Berlin-Hannover, Anstalt des öffentlichen Rechts, 
zur LBS Landesbausparkasse NordWest, Anstalt 
des öffentlichen Rechts, und über die LBS Lan-
desbausparkasse NordWest und zur Änderung 
der Landeshaushaltsordnung 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/3482 – Neudruck 

erste Lesung 

Herr Minister Dr. Optendrenk hat seine Einbrin-
gungsrede zu Protokoll gegeben (s. Anlage 2). Eine 
weitere Aussprache ist heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 18/3482 – Neudruck – an den Haupt-
ausschuss – federführend – sowie an den Haushalts- 
und Finanzausschuss. Wer stimmt der Überweisungs-
empfehlung zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Nie-
mand. Damit ist diese Überweisungsempfehlung 
bei Nichtbeteiligung des fraktionslosen Abgeordne-
ten Dr. Blex angenommen. 

Wir kommen zu: 

16 Gesetz zur Änderung des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes NRW und weiterer Vorschrif-
ten 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/3391 

Beschlussempfehlung 
des Innenausschusses 
Drucksache 18/3767 

zweite Lesung 

Die Reden zu diesem Tagesordnungspunkt wurden 
zu Protokoll gegeben (siehe Anlage 3). Eine weitere 
Aussprache ist heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen daher zur Abstimmung. Der Innenaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 18/3767, den Ge-
setzentwurf Drucksache 18/3391 unverändert anzu-
nehmen. Wir kommen somit zur Abstimmung über 
den Gesetzentwurf Drucksache 18/3391 selbst und 
nicht über die Beschlussempfehlung. Wer stimmt 
dem Gesetzentwurf zu? – Das sind die Fraktion der 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU und AfD. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Ich 
überlege gerade, ob die FDP im Raum ist. 

(Angela Freimuth [FDP]: Wir stimmen dafür! – 
Ralf Witzel [FDP]: Auch dafür!) 
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– Sie stimmen auch dafür. Die FDP stimmt also auch 
dafür. Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
18/3391 mit dem von mir festgestellten Abstim-
mungsergebnis bei Nichtbeteiligung des fraktionslo-
sen Abgeordneten Dr. Blex angenommen und ver-
abschiedet. 

Wir kommen zu: 

17 Vorlage der Landeshaushaltsrechnung 2021 

Drucksache 18/2300 

In Verbindung mit: 

Vorlage der Landeshaushaltsrechnung 2020 

Drucksache 17/16089 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, in Verbin-
dung mit der Vorlage der Landeshaushaltsrechnung 
2021 ebenfalls die Vorlage der Landeshaushalts-
rechnung 2020 aufzurufen. 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen somit direkt zu den Abstimmungen, und 
zwar erstens über die Unterrichtung Drucksache 
18/2300. Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung 
der Unterrichtung Drucksache 18/2300 an den Aus-
schuss für Haushaltskontrolle. Wer stimmt der Über-
weisungsempfehlung zu? – Das sind die Fraktionen 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und 
AfD. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält 
sich? – Niemand. Damit ist diese Überweisungs-
empfehlung mit dem von mir festgestellten Abstim-
mungsergebnis bei Nichtbeteiligung des fraktionslo-
sen Abgeordneten Dr. Blex angenommen. 

Zweitens kommen wir zur Abstimmung über die Un-
terrichtung Drucksache 17/16089. Alle fünf im Land-
tag vertretenen Fraktionen haben sich zwischenzeit-
lich darauf verständigt, die Unterrichtung Drucksache 
17/16089 zu überweisen. Die Überweisung der Un-
terrichtung erfolgt an den Ausschuss für Haushalts-
kontrolle. Wer stimmt der Überweisungsempfehlung 
zu? – Das sind die Fraktionen von SPD, Bündnis 
90/Die Grünen, CDU, FDP und AfD. Wer stimmt da-
gegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Niemand. 
Damit ist diese Überweisungsempfehlung mit dem 
von mir festgestellten Abstimmungsergebnis bei 
Nichtbeteiligung des fraktionslosen Abgeordneten 
Dr. Blex angenommen. 

Ich habe meinen Schatten hier gesehen und kann 
übergeben. 

Vizepräsidentin Berivan Aymaz: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, somit sind wir bei: 

18 Wahl eines Mitglieds in das Kontrollgremium 
gemäß § 23 des Gesetzes über den Verfas-
sungsschutz in Nordrhein-Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/3626 

Gemäß § 24 Abs. 1 des Gesetzes über den Verfas-
sungsschutz in Nordrhein-Westfalen wählt der Land-
tag die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder 
des Parlamentarischen Kontrollgremiums aus seiner 
Mitte. Gewählt ist, wer die Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen auf sich vereint. 

Eine Aussprache ist zu diesem Tagesordnungspunkt 
nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Die Fraktion der 
AfD hat gemäß § 44 unserer Geschäftsordnung eine 
namentliche Abstimmung zu Wahlvorschlag Druck-
sache 18/3626 beantragt. Nach Abs. 2 dieses Para-
grafen erfolgt die namentliche Abstimmung durch 
Aufruf der Namen der Abgeordneten. Die Abstim-
menden haben bei Namensaufruf mit Ja oder Nein 
zu antworten oder zu erklären, dass sie sich der 
Stimme enthalten. Ich bitte Frau Abgeordnete Anja 
von Marenholtz, mit dem Namensaufruf zu beginnen. 

(Der Namensaufruf erfolgt.)  

Haben nun alle Abgeordneten ihre Stimme abgege-
ben? – Ich sehe jetzt keine Meldungen. Dann ist das 
der Fall. 

Ich schließe die Abstimmung und unterbreche kurz 
die Sitzung zur Auszählung der abgegebenen Stim-
men.  

(Die Auszählung erfolgt.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich eröffne die Sit-
zung wieder und gebe Ihnen das Ergebnis der na-
mentlichen Abstimmung bekannt. Ihre Stimme abge-
geben haben 158 Abgeordnete. Mit Ja stimmten 9 
Abgeordnete. Mit Nein stimmten 149 Abgeordnete. 
Der Stimme enthalten haben sich null Abgeordnete. 
Damit ist der Wahlvorschlag Drucksache 18/3626 
abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

19 Wahl eines stellv. Mitglieds in das Kontrollgre-
mium gemäß § 23 des Gesetzes über den Ver-
fassungsschutz in Nordrhein-Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der AfD 
Drucksache 18/3627 

Gemäß § 24 Abs. 1 des Gesetzes über den Verfas-
sungsschutz in Nordrhein-Westfalen wählt der Land-
tag die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder 
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Anlage 3 

Zu TOP 16 „Gesetz zur Änderung des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes NRW und weite-
rer Vorschriften“ – zu Protokoll gegebene Reden 

Herbert Reul, Minister des Innern:  

Hinter dem technisch klingenden Namen des Ge-
setzesentwurfs „zur Änderung des Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes NRW und weiterer Vor-
schriften“ steckt viel mehr als man beim ersten Le-
sen vermuten würde. Der Landesregierung geht 
es darum, Potential zu heben, um den Arbeitsall-
tag von Landes- und Kommunalbehörden zu ver-
einfachen. Worum geht es konkret? 

Die Ergebnisse der Evaluierung aus den Jahren 
2021 und 2022 werden umgesetzt. Die wesentli-
chen Punkte sind: 

Erstens: Im Bereich der Verwaltungsvollstreckung – 
also auf Deutsch: wenn der Staat eigene Forde-
rungen durchsetzt und vollstreckt – haben sich 
Optimierungspotentiale gezeigt, die die Landesre-
gierung gerne aufgreift, um die Erfahrungen der 
Praktiker mit dem Gesetz zu berücksichtigen. Das 
betrifft viele kleine punktuelle Änderungen und 
Verbesserungen. 

Auch wenn Vollstreckungsbehörden im Rahmen 
der guten und erprobten Zusammenarbeit mit der 
Justizverwaltung die Gerichtsvollzieherinnen und 
Gerichtsvollzieher beauftragen, sorgen wir mit 
dem vorgelegten Gesetzentwurf für weitere Ver-
besserungen und Vereinfachungen der Abläufe. 

Wir nehmen hierbei auch die Digitalisierung in den 
Blick und erweitern den Anwendungsbereich des 
bereits eingeführten elektronischen Rechtsver-
kehrs zwischen Behörden und Justiz auf den Be-
reich der Verwaltungsvollstreckung. 

Außerdem hat sich die Zivilprozessordnung geän-
dert – die sich daraus ergebenden Folgen bilden 
wir in unserem Gesetzentwurf ab. 

Hierbei wird vor allem der Schuldnerschutz in den 
Blick genommen, denn trotz rückständiger Zah-
lungen darf den Betroffenen nicht das Nötigste 
zum Leben weggenommen werden. Auch dies 
zeichnet einen Rechtsstaat aus. 

Zweitens: Wir machen das Gebührenrecht fit für 
die digitale Zukunft. Mit diesem Gesetz wird die 
rechtliche Grundlage für die Nutzung elektroni-
scher Zahlungsverfahren im Verwaltungsverfah-
ren gelegt, etwas, was für viele Bürgerinnen und 
Bürger beim Einkauf im Geschäft und im Internet 
schon Alltag ist. 

Gleichzeitig streichen wir Regelungen, die inzwi-
schen keine Relevanz mehr haben. Oder können 

Sie sich erinnern, wann Sie das letzte Mal eine 
„Gebührenmarke“ gekauft und genutzt haben? 

Zusätzlich wollen wir die weitere Forcierung von 
Verwaltungsportalen unterstützen, indem wir Re-
gelungen aufnehmen, die die besonderen Anfor-
derungen hierfür berücksichtigen. 

Und um die Effizienzgewinne der Digitalisierung 
an die Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen 
weiterzugeben, sieht der Entwurf künftig eine 
Möglichkeit vor, bei digitalen Verfahren einen 
Nachlass auf die Gebühren zu gewähren. 

Drittens: Wir setzen die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts zur Höhe von Verzugs-
zinsen bei öffentlichen Forderungen um. Die Ver-
fassungsrichter hatten angemahnt, dass der Staat 
sich nicht von der allgemeinen Zinsentwicklung zu 
Lasten der Schuldner abkoppeln darf. Künftig wer-
den daher bei Forderungen aus Verwaltungsver-
fahren nur noch Verzugszinsen in Höhe von drei 
statt fünf Prozentpunkte über dem jeweiligen Ba-
siszinssatz fällig. 

Auch dies gehört zur Fairness, die der Staat ge-
genüber den Betroffenen zeigen muss. 

Angela Erwin (CDU):  

Mit dem heutigen Gesetz zur Änderung des Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes NRW (VwVG 
NRW) und weiterer Vorschriften nehmen wir not-
wendig gewordene Anpassungen vor.  

Konkret sind wir durch die Evaluation aus den Jah-
ren 2020 und 2021 in Bezug auf das VwVG NRW 
angehalten, zu handeln. 

Die Evaluation ergab zwar, dass sich die bisheri-
gen Regelungen grundsätzlich bewährt haben. Al-
lerdings wurden auch weitere Verbesserungen 
deutlich angeregt. Das Optionsmodell wurde unter 
anderem aufgrund der unübersichtlichen Syste-
matik, der noch komplexer werdenden digitalen 
Verfahrensbearbeitung und unzureichenden Re-
gelungen zur Niederschrift bemängelt. 

Eine weitere ganz grundsätzliche Änderungsnot-
wendigkeit der heute anzupassenden Gesetze hat 
sich aus den zwischenzeitlichen Änderungen der 
ZPO ergeben. So müssen sowohl die Zwangsvoll-
streckung in Gemeinschaftskonten als auch die 
Änderungen des Pfändungsschutzkonto-Fortent-
wicklungsgesetz entsprechend aktualisiert wer-
den. 

Auch das Gebührengesetz NRW muss folgerich-
tig im Hinblick auf das elektronische Zahlungsver-
fahren und die Umsatzsteuer aktualisiert werden. 
Gleichzeitig können hinfällige Regelungen, wie die 
zur Gebührenmarke gestrichen werden.  
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Notwendig werden schließlich auch Änderungen 
bzgl. der Zinssätze bei Verzug aufgrund der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. 
Dieser entsprechend werden wir die Zinssätze ge-
setzesübergreifend auf drei Prozentpunkte ober-
halb des Basiszinssatzes angleichen.  

Die Änderung von insgesamt vier verschiedenen 
Gesetzen ist heute schlichtweg notwendig.  

Diese Änderungen des Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes NRW (VwVG NRW), des Gebüh-
rengesetzes NRW (GebG NRW), des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes NRW (VwVfG NRW) 
und des Landesenteignungs- und Entschädi-
gungsgesetzt (EEG NRW) sollten deshalb unser 
aller Zustimmung finden. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE):  

Der Entwurf der Landesregierung für ein Gesetz 
zur Änderung des Verwaltungsvollstreckungsge-
setzes Nordrhein-Westfahlen und weiterer Vor-
schriften (Drucksache 18/3391) nimmt überwie-
gend redaktionelle Änderungen vor, die sich aus 
einer Evaluierung des Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes ergaben oder durch Änderungen von 
Bundesgesetzen erforderlich wurden.  

Im Verwaltungsvollstreckungsgesetz Nordrhein-
Westfalen sollen die Vorschriften über das Voll-
streckungsverfahren durch die Behörden der Fi-
nanzverwaltung und das Vollstreckungsverfahren 
durch die Behörden der Justizverwaltung nun ge-
trennt geregelt werden. Das soll für mehr Klarheit 
im Gesetz und für eine bessere Anwendbarkeit in 
der Praxis sorgen, was begrüßenswert ist.  

Durch weitere Änderungen soll dafür gesorgt wer-
den, dass bei Vollstreckungen eine Kopie oder ein 
Ausdruck des Vollstreckungsauftrages an Schuld-
nerinnen und Schuldner oder Dritte erfolgen soll. Dies 
erleichtert es Schuldnerinnen und Schuldnern, die 
Maßnahme rechtlich zu prüfen oder prüfen zu lassen 
und ggf. hiergegen Rechtsbehelf einzulegen.  

Es soll unter anderem die Rechtsgrundlage dafür ge-
schaffen werden, dass eine Vollstreckungserlaubnis 
auch elektronisch erfolgen kann. Ferner soll die An-
wendung elektronischer Zahlungsverfahren einge-
führt werden.  

Neben Anpassungen an Änderungen von Zwangs-
vollstreckungsvorschriften in der Zivilprozessord-
nung und einer klareren Regelung der Vorschrif-
ten über die Pfändung von Ansprüchen soll die 
Regelung über die Höhe von Zinsforderungen der 
öffentlichen Hand gegen Schuldnerinnen und 
Schuldner an die Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts aus 2021 zur Verzinsung von 
Steuernachforderungen sachgerechterweise an-
gepasst werden. Nunmehr soll der Zinssatz nur 

noch drei Prozentpunkte anstelle von fünf Pro-
zentpunkten über dem Basiszinssatz betragen.  

Diese Anpassung soll neben weiteren Änderun-
gen auch im Gebührengesetz Nordrhein-Westfa-
len, im Verwaltungsverfahrensgesetz Nordrhein-
Westfahlen und im Landesenteignungs- und -ent-
schädigungsgesetz Nordrhein-Westfahlen vorge-
nommen werden. 

Wir werden dem Gesetzentwurf der Landesregie-
rung zustimmen. 

Marc Lürbke (FDP):  

Rechtliche Regelungen werden in den allermeis-
ten Fällen freiwillig befolgt. Im Zweifelsfall muss 
das Recht jedoch gegen Widerstand durchgesetzt 
werden. Kann die Rechtsordnung den Anspruch 
des demokratischen Gesetzes auf praktische 
Wirksamkeit nicht einlösen, gefährdet dies ihre Le-
gitimität. Notwendiges Gegenstück der Rechtsset-
zung ist daher die Rechtsdurchsetzung. Während 
Private hier grundsätzlich auf Gerichte und staatli-
che Vollstreckungsorgane angewiesen sind, darf 
die Verwaltung die von ihr statuierten Pflichten mit 
den Mitteln des Verwaltungszwangs selbst voll-
strecken.  

Vollstreckungshandlungen bedürfen als Grund-
rechtseingriffe einer gesetzlichen Grundlage. Die 
Zuständigkeit für die Gesetzgebung über das all-
gemeine Verwaltungsrecht ist zwar im Grundge-
setz, vom Verfahrensrecht der Art. 84 Abs. 1 GG 
und Art. 108 Abs. 5 GG abgesehen, nicht aus-
drücklich geregelt. Sie ist aber gleichwohl eine 
notwendige und verfassungsrechtlich zulässige 
Annexkompetenz der dem Bund und den Ländern 
in Art. 70ff. GG verliehenen sachlichen Zuständig-
keit. Denn das Recht zur Gesetzgebung auf einem 
bestimmten Sachgebiet schließt die Befugnis ein, 
die dieses Gebiet betreffenden Verfahrensge-
setze zu schaffen. Infolgedessen ist der Bund 
auch ermächtigt, Gesetze für die Bundesverwal-
tung und die bundesunmittelbaren juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts zu erlassen. 
Auf dieser Rechtslage beruht das Verwaltungs-
Vollstreckungsgesetz (VwVG) vom 27.04.1953. 
Gleiches gilt für die Länder und ihre Gesetzge-
bung. 

Im Übrigen ist der Bund nicht berechtigt, das Voll-
streckungsverfahren in der Verwaltung allgemein 
auch für die Länder vorzuschreiben. Gem. Art. 30, 
70, 72, 74 Nr. 1 GG erstreckt sich die (konkurrie-
rende) Gesetzgebung des Bundes nämlich auf 
das „gerichtliche Verfahren“. Demzufolge gibt es 
in den Ländern Landesverwaltungs-Vollstre-
ckungsgesetze so auch in Nordrhein-Westfalen.  

Das Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 19.02.2003, 
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welches zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
23.06.2021 geändert worden ist, benötigt ein Up-
date. Insbesondere wird der fortschreitenden Digi-
talisierung endlich Rechnung getragen, da nun-
mehr erstmalig eine elektronische Abwicklung er-
möglicht wird sowie elektronische Möglichkeiten 
konkretisiert werden. So entfallen der Digitalisie-
rung hinderliche Formerfordernisse.  

Allgemein werden mit den Änderungen systemati-
sche Mängel behoben und eine bessere Über-
sichtlichkeit geschaffen. Insbesondere werden die 
Regelungen an die aktuelle Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts angepasst. Das Bun-
desverfassungsgericht hatte nämlich zu Recht an-
gemahnt, dass der Staat den Zinssatz nicht zu 
weit von den marktüblichen Zinsen entfernt fest-
setzen darf. Daher soll im Verwaltungsverfahrens-
gesetz Nordrhein-Westfalen der Verzugszinssatz 
auf einheitlich drei Prozentpunkte – und damit 
zwei Prozentpunkte geringer als bisher – über 
dem jeweiligen Basiszinssatz neu festgelegt wer-
den. 

Die vorgenommenen Anpassungen sind notwen-
dig und begrüßenswert, weswegen die FDP-
Fraktion dem Gesetzesentwurf zustimmen kann. 

Markus Wagner (AfD):  

Die Rede geht nur zu Protokoll; wir können es kurz 
machen: Wir sind einverstanden. 

Ich grüße alle Forscher, Journalisten und Bürger, 
die sich dereinst in die Archive begeben werden.
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